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Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 25. Oktober
2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Parteien streiten wegen Versorgung nach dem OpferentschÃ¤digungsgesetz
(OEG) i.V.m. dem Bundesversorgungsgesetz (BVG).

Der 2006 geborene KlÃ¤ger beantragte am 30.08.2016 beim Beklagten Leistungen
fÃ¼r Gewaltopfer nach dem OEG unter Berufung auf ein bestehendes
posttraumatisches Stresssyndrom wegen einer SchÃ¤digung durch die als
"Amoklauf im O. (O.) B-Stadt" vom 22.07.2016 bekannt gewordenen Straftaten.
Dabei befand sich der KlÃ¤ger nach Angaben der KlÃ¤gerseite nicht am Ort des
Geschehens, sondern in bzw. vor der Sporthalle eines Gymnasiums in B-Stadt, in
der er an einem Fechttraining teilgenommen hatte. Im Bereich des O. befand sich
zum Tatzeitpunkt die Familie des KlÃ¤gers, nÃ¤mlich seine Eltern und seine
Schwester, die der KlÃ¤ger, der von dem "Amoklauf" wusste, zum Tatzeitpunkt
telefonisch nicht erreichen konnte. Nach Angaben der KlÃ¤gerseite habe der
KlÃ¤ger nach Beendigung des Trainings ca. 40 Minuten mit einer anderen
"Fechtmutter", Frau G., die sich seiner angenommen habe, bzw. alleine warten
mÃ¼ssen und sei durch die bestehende Ungewissheit psychisch beeintrÃ¤chtigt
worden; er habe (auch mit Blick auf vorbeifahrende Rettungsfahrzeuge) um sein
eigenes Leben sowie das seiner Familie gefÃ¼rchtet.

Mit Bescheid vom 12.09.2017 lehnte der Beklagte den Antrag ab, da kein
vorsÃ¤tzlicher, rechtswidriger tÃ¤tlicher Angriff gegen den KlÃ¤ger im Sinne von Â§
1 Abs. 1 OEG vorliege, weil der KlÃ¤ger kein Augen- bzw. Ohrenzeuge des
"Amoklaufs" gewesen sei. Den hiergegen erhobenen Widerspruch wies der Beklagte
mit Widerspruchsbescheid vom 17.11.2017 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Aus
rechtlichen GrÃ¼nden sei es nicht mÃ¶glich, dem KlÃ¤ger Leistungen nach dem
OEG zu gewÃ¤hren. Die Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung eines sogenannten
Schockschadens seien im Hinblick auf ein einschlÃ¤giges Rundschreiben des
Bundesministeriums fÃ¼r Arbeit und Soziales und auf die Rechtsprechung des
Bayerischen Landessozialgerichts (BayLSG) nicht gegeben.

Hiergegen hat sich die am 18.12.2017 zum Sozialgericht (SG) MÃ¼nchen erhobene
Klage gerichtet. Zur BegrÃ¼ndung ist vor allem darauf hingewiesen worden, dass
gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 OEG ein Anspruch auch bestehe, wenn eine andere
Person durch den Angriff geschÃ¤digt wÃ¼rde und der Betroffene deshalb
gesundheitliche und wirtschaftliche Folgen erlitten habe. Die Ablehnung durch den
Beklagten verkenne, dass der KlÃ¤ger nicht durch die Benachrichtigung darÃ¼ber,
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was die Eltern und die Schwester erlebt hÃ¤tten, einen Schockschaden erlitten
habe, sondern durch die Ungewissheit, ob er seine Familie jemals wiedersehen
wÃ¼rde.

Mit Urteil vom 25.10.2018 hat das SG die Klage auf Aufhebung des Bescheids und
Verurteilung zu Leistungen der OpferentschÃ¤digung abgewiesen, da vorliegend
der Schutzbereich des OEG seine Grenzen habe. Ein von der Rechtsprechung
vorausgesetztes Schockerlebnis habe der KlÃ¤ger nicht erlitten.

Am 11.01.2019 hat der KlÃ¤ger gegen das Urteil beim BayLSG Berufung eingelegt
und (auch) fÃ¼r das Berufungsverfahren Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung
der BevollmÃ¤chtigten beantragt.

Mit Beschluss vom 10.05.2019 hat der Senat mangels hinreichender
Erfolgsaussichten den Antrag auf PKH abgelehnt.

Mit Schriftsatz vom 26.06.2019 hat der KlÃ¤ger sodann die Berufung begrÃ¼ndet
und im Wesentlichen vorgetragen, dass nach seiner Auffassung eine unmittelbare
SchÃ¤digung in Form eines sogenannten Schockschadens vorliege, der gemÃ¤Ã� Â§
1 Abs. 1 Satz 1 OEG zu entschÃ¤digen sei. Zwar sei der KlÃ¤ger nicht unmittelbarer
Zeuge am Tatort gewesen. Er habe jedoch dadurch einen Schock erlitten, dass er zu
der mit seiner Familie vereinbarten Abholzeit nach seinem Fechttraining nicht
abgeholt worden sei und durch seine Fechttrainerin die Nachricht erhalten habe,
dass sich im O. ein "Amoklauf" ereignet habe. In Kombination dieser beiden
UmstÃ¤nde und der Tatsache, dass kein Kontakt zu seiner Familie mÃ¶glich
gewesen sei, habe der KlÃ¤ger eine unmittelbare SchÃ¤digung erlitten. Der KlÃ¤ger
hat eine BestÃ¤tigung der psychologischen Praxis S. vom 27.07.2016 vorgelegt,
derzufolge der KlÃ¤ger seit dem "Amoklauf" im O. unter einer PTBS leide. Die
Tatsache, dass die Familie des KlÃ¤gers tatsÃ¤chlich keinen kÃ¶rperlichen Schaden
erlitten habe, sondern nur einen psychischen, habe sich erst nach der RÃ¼ckkehr
der Familie viele Stunden spÃ¤ter gezeigt. Auch wenn ein "Amoklauf" noch keinen
eigenen Straftatbestand darstelle, handle es sich bei derartigen Gewaltakten um
schwere Straftaten. Da die Familie des KlÃ¤gers diesen Taten ausgesetzt gewesen
sei, sei der "Amoklauf" gleichzusetzen mit der VerÃ¼bung einer schweren Straftat.
Unerheblich sei, dass die Familie des KlÃ¤gers nur psychische SchÃ¤den erlitten
habe. Ein "Amoklauf" vereinige in der Regel verschiedenartige Straftaten, z.B.
vollendete bzw. versuchte KÃ¶rperverletzung, TÃ¶tung, Mord, Freiheitsberaubung
und NÃ¶tigung. Die Familie des KlÃ¤gers sei durch den "Amoklauf" so zu stellen, als
stelle dieser eine schwere Straftat dar, von der der KlÃ¤ger als SekundÃ¤ropfer
Nachricht erhalten habe. Die vom BSG geforderte enge personale Beziehung zum
PrimÃ¤ropfer liege vor, da es sich um die Eltern und die Schwester des KlÃ¤gers
gehandelt habe.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des SG MÃ¼nchen vom 25.10.2018 aufzuheben und den Beklagten unter
Aufhebung des Bescheides vom 12.09.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 17.11.2017 zu verurteilen, dem KlÃ¤ger aufgrund des
Ereignisses vom 22.07.2016 eine BeschÃ¤digtenrente auf der Grundlage eines GdS
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von mindestens 30 sowie Heilbehandlung zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat die Akten des Beklagten und des SG beigezogen. Wegen der weiteren
Einzelheiten wird auf den Inhalt dieser Akten und der Berufungsakte, die allesamt
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet.

Wie das SG zu Recht entschieden hat, steht dem KlÃ¤ger kein Anspruch auf die
Feststellung von SchÃ¤digungsfolgen und auf die GewÃ¤hrung von Heilbehandlung
und BeschÃ¤digtenrente zu. Der Bescheid vom 12.09.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 17.11.2017 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger
nicht in seinen Rechten.

Vorliegend ist ein (vorsÃ¤tzlicher rechtswidriger) tÃ¤tlicher Angriff im Sinne von Â§
1 Abs. 1 Satz 1 OEG nicht gegeben.

Nach Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 OEG erhÃ¤lt wegen der gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Folgen auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des BVG, wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder auf einem
deutschen Schiff oder Luftfahrzeug infolge eines vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen
tÃ¤tlichen Angriffs gegen seine oder eine andere Person oder durch dessen
rechtmÃ¤Ã�ige Abwehr eine gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten hat. Zwar sind
nicht nur physische BeeintrÃ¤chtigungen, sondern auch psychische
GesundheitsschÃ¤den geeignet, einen OpferentschÃ¤digungsanspruch
auszulÃ¶sen. Sowohl physische als auch psychische GesundheitsschÃ¤den
mÃ¼ssen jedoch auf einen "tÃ¤tlichen Angriff" zurÃ¼ckzufÃ¼hren sein. Insoweit ist
entscheidend, ob der PrimÃ¤rschaden und eventuelle FolgeschÃ¤den gerade die
zurechenbare Folge einer kÃ¶rperlichen Gewaltanwendung gegen eine Person sind.

Nach der Rechtsprechung des BSG reicht die bloÃ�e Verwirklichung eines
Straftatbestandes und ein Angriff gegen Dritte ohne weitere Besonderheiten fÃ¼r
die Annahme eines "tÃ¤tlichen Angriffs" im Sinn der genannten Vorschrift nicht aus
(vgl. z.B. das Urteil vom 07.04.2011 â�� B 9 VG 2/10 R), auch wenn das Opfer
angsterfÃ¼llt oder verzweifelt ist etc. und z.B. seelische GesundheitsschÃ¤den
davontrÃ¤gt (vgl. BSG, Urteil vom 16.12.2014 â�� B 9 V 1/13 R).

Es ist hÃ¶chstrichterlich lÃ¤ngst geklÃ¤rt, dass sogar in den FÃ¤llen der direkten
Bedrohung des Opfers oder der Drohung mit Gewalt, wenn sich die auf das Opfer
gerichteten Einwirkungen â�� ohne Einsatz kÃ¶rperlicher Mittel â�� allein als
intellektuell oder psychisch vermittelte BeeintrÃ¤chtigung darstellen und nicht
unmittelbar auf die kÃ¶rperliche IntegritÃ¤t abzielen, die Grenze der
Wortlautinterpretation von Â§ 1 Abs.1 Satz 1 OEG erreicht ist (vgl. BSG, Urteil vom
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16.12.2014, a.a.O., m.w.N.).

Dass der KlÃ¤ger wegen der zu ihm zumindest teilweise durchgedrungenen
Nachricht vom "Amoklauf im O." um sein eigenes Leben und um das Leben seiner
FamilienangehÃ¶rigen Angst gehabt hat, ist gerade unter BerÃ¼cksichtigung seines
damaligen Alters nachvollziehbar. Ein tÃ¤tlicher Angriff im Sinne von Â§ 1 Abs. 1
Satz 1 OEG liegt darin jedoch nicht.

Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG (vgl. a.a.O., m.w.N.) setzt der
EntschÃ¤digungsanspruch nach dem OEG entsprechend dem Regelungssystem der
Kriegsopferversorgung eine unmittelbare gesundheitliche SchÃ¤digung des Opfers,
die auch psychischer Natur sein kann, voraus. Die Unmittelbarkeit der SchÃ¤digung
betrifft eine Vorfrage der KausalitÃ¤t und begrenzt den berechtigten Personenkreis.
Sie wird grundsÃ¤tzlich als enger zeitlicher und Ã¶rtlicher Zusammenhang zwischen
dem SchÃ¤digungstatbestand und der schÃ¤digenden Einwirkung im Sinne einer
engen, untrennbaren Verbindung beider Tatbestandselemente ohne Ã¶rtliche und
zeitliche Zwischenglieder verstanden. Ob das Opfer einer Gewalttat durch den
Angriff unmittelbar geschÃ¤digt worden ist, beurteilt sich je nach den UmstÃ¤nden
des Einzelfalls wertend anhand des Schutzzwecks des Gesetzes. Im Ergebnis
werden die psychischen Auswirkungen einer schweren Gewalttat als mit dieser so
unmittelbar verbunden betrachtet, dass beide eine natÃ¼rliche Einheit bilden (s.
auch BSG, Urteile vom 10.12.2002 â�� 9 VG 7/01 R â�� und vom 08.08.2001 â�� 9
VG 1/00 R). Diese grundsÃ¤tzliche EinschrÃ¤nkung auf unmittelbar GeschÃ¤digte
leitet das BSG auch im Bereich des OEG aus der Gesetzeshistorie des Â§ 1 Abs. 1
BVG ab (a.a.O.).

Sie entfÃ¤llt auch nicht etwa deswegen, weil nach Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 OEG auch eine
Person anspruchsberechtigt sein kann, die durch einen auf eine "andere Person"
verÃ¼bten Angriff geschÃ¤digt wird, worauf die KlÃ¤gerseite im erstinstanzlichen
Verfahren hingewiesen hat. Diese Formulierung zielt ausweislich der
GesetzesbegrÃ¼ndung (vgl. BT-Drs. 7/2506, S. 14) vielmehr auf die FÃ¤lle der sog.
aberratio ictus ab, also FÃ¤lle, bei denen der vom TÃ¤ter beabsichtigte Erfolg â��
etwa durch einen Fehlschuss â�� bei einem anderen als dem von ihm anvisierten
Objekt eintritt. Auch das Opfer einer "aberratio ictus" erleidet eine SchÃ¤digung
unmittelbar durch den Angriff auf einen anderen (vgl. BSG, Urteil vom 08.08.2001,
a.a.O.).

Eine derartige unmittelbare SchÃ¤digung des KlÃ¤gers in psychischer Hinsicht
durch die im O. verÃ¼bten Gewalttaten vom 22.07.2016 liegt hier nicht vor.
Insbesondere hat er keinen psychischen Schaden in Form eines sog.
Schockschadens erlitten. Bei Auftreten von SchockschÃ¤den hat das BSG (vgl.
bereits das Urteil vom 07.11.1979 â�� 9 RVg 1/78) den gebotenen engen
Zusammenhang zum einen bejaht, wenn das SekundÃ¤ropfer am Tatort unmittelbar
Zeuge der Tat gewesen ist, als der seelische Schock eintrat. Dies ist beim KlÃ¤ger
jedoch nicht der Fall gewesen. Er war wÃ¤hrend der Tatzeit nicht im O. und damit
nicht unmittelbar Zeuge der Tat. EntschÃ¤digungspflichtig ist zum anderen auch,
wenn eine Person die Nachricht von der Ermordung eines nahen AngehÃ¶rigen
erhÃ¤lt und dadurch einen Schock erleidet. Eine Nachricht ist ein zu einem
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bestimmten Zeitpunkt stattfindender kommunikativer Vorgang, ein Schock stellt
eine starke seelische ErschÃ¼tterung durch ein plÃ¶tzlich hereinbrechendes
bedrohliches Ereignis dar (BSG, Beschluss vom 17.12.1997 â�� 9 BVg 5/97). In
einem solchen Falle bildet die NachrichtenÃ¼bermittlung eine natÃ¼rliche Einheit
mit dem Tatgeschehen, weswegen auch der EmpfÃ¤nger der Nachricht von dem
besonders schrecklichen Geschehen nicht etwa nur mittelbar, sondern â�� wenn
auch zeitlich versetzt â�� unmittelbar geschÃ¤digt wird. Denn erst der Erhalt der
Nachricht von der Gewalttat gegen das PrimÃ¤ropfer bildet ihm gegenÃ¼ber das
Ende der Gewalttat (BSG, Urteil vom 08.08.2001, a.a.O.).

Ungeachtet der Frage, ob beim KlÃ¤ger Ã¼berhaupt ein Schock vorgelegen hat,
steht jedenfalls fest, dass eine schwere Straftat (wie die TÃ¶tung) gegen nahe
AngehÃ¶rige â�� glÃ¼cklicherweise â�� nicht verÃ¼bt worden ist. Vorliegend ist
keine Mitteilung von der VerÃ¼bung einer schweren Straftat gegen die
FamilienangehÃ¶rigen des KlÃ¤gers erfolgt, sondern lediglich von einer solchen
gegen weitere (fremde) Personen, woraufhin sich der KlÃ¤ger Sorgen gemacht und
lediglich vermutet hat, dass auch er oder seine FamilienangehÃ¶rigen (ggf. spÃ¤ter
noch) Opfer werden kÃ¶nnten. An der Unmittelbarkeit fehlt es aber bei der
Ã�bermittlung von Nachrichten Ã¼ber Gewalttaten durch die Medien an Personen
ohne enge personale Beziehung zum Betroffenen (ausdrÃ¼cklich Rademacker, in:
Knickrehm, Gesamtes Soziales EntschÃ¤digungsrecht, 1. Aufl. 2012, Â§ 1 OEG,
Rdnr. 18). BloÃ�e BefÃ¼rchtungen genÃ¼gen nicht.

Entgegen dem Vortrag der KlÃ¤gerseite ist nicht ausreichend, wenn die
AngehÃ¶rigen von einem "Amoklauf" nur derart betroffen sind, dass sie sich in der
NÃ¤he des Tatorts â�� also dort, wo SchÃ¼sse fallen etc. â�� aufhalten und
gegebenenfalls sogar psychische BeeintrÃ¤chtigungen erleiden, ohne selbst Opfer
physischer Gewalt zu werden, und wenn der Betroffene (SekundÃ¤ropfer) hiervon
(ggf. Ã¼ber die Medien â�� vgl. das Urteil des BSG vom 10.12.2002, a.a.O.)
Kenntnis erhÃ¤lt. Auch wenn der Senat in keiner Weise in Abrede stellt, dass dies
fÃ¼r in TatortnÃ¤he befindliche Betroffene ein gegebenenfalls einschneidendes,
belastendes Erlebnis darstellt (u.a. Furcht, Opfer physischer Einwirkungen zu
werden, GefÃ¼hl der unmittelbaren GefÃ¤hrdung und ggf. des Ausgeliefertseins in
einem Versteck o.Ã¤.) und u.U. selbst EntschÃ¤digungsansprÃ¼che auslÃ¶sen
kann, sind insoweit die Grundvoraussetzungen fÃ¼r die Annahme eines
Schockschadens des KlÃ¤gers nicht erfÃ¼llt. Denn ein tÃ¤tlicher Angriff
gegenÃ¼ber den betroffenen FamilienangehÃ¶rigen im vom BSG angenommenen
Sinne eines schweren Delikts wie einer TÃ¶tung oder schwerer KÃ¶rperverletzung
liegt hier nicht vor. Entscheidend ist, dass vorliegend eine andere Konstellation als
in den von der Rechtsprechung anerkannten FÃ¤llen eines Schockschadens (s.o.)
gegeben ist: Denn es wird vom KlÃ¤ger nicht geltend gemacht und ist auch nicht
wahrscheinlich, dass dieser durch die Mitteilung der Tatsache, dass seine Familie
wegen des Amoklaufs sich in einem Versteck o.Ã¤. befindend Furcht vor einer
schweren Verletzung oder TÃ¶tung gehabt und sich ausgeliefert etc. gefÃ¼hlt
hÃ¤tte, selbst (psychisch) beeintrÃ¤chtigt worden bzw. schockiert gewesen wÃ¤re.
Vorliegend ist vielmehr vorgetragen, dass der KlÃ¤ger ebenfalls Angst um sein
eigenes Leben und um das Leben seiner Familie gehabt hat. Wie der KlÃ¤ger in der
KlagebegrÃ¼ndung beim SG selbst dargelegt hat, hat er gerade nicht durch die
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Kenntniserlangung davon, was die Eltern und die Schwester gleichzeitig im O. erlebt
haben, einen (Schock-)Schaden erlitten, sondern es sei dieser durch die
Ungewissheit, ob seine Familie gegebenenfalls auch Opfer werden kÃ¶nnte bzw. ob
er seine Familie jemals wiedersehen wÃ¼rde, eingetreten. BloÃ�e BefÃ¼rchtungen
sowie Ungewissheit und allgemeine Unsicherheit genÃ¼gen jedoch â��
unabhÃ¤ngig von der Frage, inwieweit diese begrÃ¼ndet sind â�� nach der oben
dargestellten Rechtsprechung des BSG (a.a.O.) nicht, um die Unmittelbarkeit einer
SchÃ¤digung des Betroffenen (in psychischer Hinsicht) durch die anderswo
verÃ¼bten Gewalttaten begrÃ¼nden zu kÃ¶nnen.

Leistungen der BeschÃ¤digtenversorgung nach dem OEG fÃ¼r den KlÃ¤ger
scheiden damit aus. Wie das BSG bereits ausdrÃ¼cklich dargelegt hat, ist es dem
Gesetzgeber vorbehalten, "den Begriff des tÃ¤tlichen Angriffs Ã¼ber den mit
Bedacht gewÃ¤hlten und bis heute beibehaltenen engen Wortsinn des OEG auf
Straftaten zu erstrecken", bei denen es wie vorliegend an einem solchen tÃ¤tlichen
Angriff fehlt (Urteil vom 16.12.2014, a.a.O.), und vergleichbare Fallkonstellationen
in den EntschÃ¤digungsanspruch des OEG miteinzubeziehen. Ob dies im
kÃ¼nftigen Recht der OpferentschÃ¤digung (Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch
â�� SGB XIV) u.U. noch erfolgen wird, bleibt abzuwarten (vgl. hierzu den derzeitigen
Gesetzesentwurf zum SGB XIV, BR-Drs. 351/19, im Einzelnen: Â§ 14 Abs. 2 SGB XIV
-E). Der Senat hat sich dagegen an die derzeit geltende Rechtslage zu halten.

Die Berufung ist daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Ein Grund fÃ¼r die Zulassung der Revision liegt angesichts der gefestigten
Rechtsprechung des BSG, der der Senat folgt, nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2
SGG).

Erstellt am: 27.02.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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